Wahlprüfsteine für die Landratswahl Potsdam – Mittelmark 2016 zum Schwerpunktthema :

Umwelt- und Energiepolitische Leitlinien für den Landkreis-PM in der nächsten Legislaturperiode

1. Ziele für die Entwicklung des Ländlichen Raumes
Der ländliche Raum ist für viele Brandenburger Heimat und Lebensort. Außerhalb der zentralen Orte ist der ländliche Raum besonders durch Abwanderung und Überalterung belastet. Die Menschen bemerken eine Konzentration der Landespolitik auf den Speckgürtel um Berlin und die zentralen Orte.

Was sind für Sie Kernpunkte der Ausgestaltung der Lebensbedingungen und der Infrastruktur, um einen attraktiven ländlichen Raum mit einer reichhaltigen Naturausstattung zu erhalten und zu entwickeln? 

In dem jetzigen Leitbild soll der Landkreis als Leitziel ein Vorbild für die regenerative und alternative Energieerzeugung sein.Gleichzeitig soll die Vielfalt der kostbaren Naturschätze geschützt, das kulturelle Erbe für nachfolgende Generationen bewahrt und die idealen Bedingungen für einen erholsamen Urlaub erhalten bleiben.

Sehen Sie einen Konflikt zwischen dem Ausbau der Erneuerbaren Energien und der Förderung des Tourismus? 

Welche Schwerpunkte  setzen Sie für die Entwicklung und Zukunft  des Landkreises Potsdam-Mittelmark?

2. Biologische Vielfalt/ Naturentwicklungsgebiete im Wald/ Unterschutzstellungen
Nach dem vom Bund kürzlich veröffentlichten Bericht zur Lage der Natur in Deutschland sind 60 Prozent der Arten und 70 Prozent der Lebensräume in Deutschland in einem schlechten oder unzureichenden Zustand. Vor allem die Situation in der Agrarlandschaft wird als besorgniserregend angesehen. Die Bundesregierung hat 2007 die Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt verkündet. Dazu hat die Landesregierung Brandenburg im April 2014 ein Maßnahmepaket zur Umsetzung beschlossen.

Welche Maßnahmen der Landesregierung Brandenburg zum Erhalt der Biologischen Vielfalt halten Sie für besonders wichtig und welche möchten Sie im Landkreis Potsdam-Mittelmark umsetzen? 

Das Maßnahmepaket der Landesregierung zur biologischen Vielfalt sieht vor, den Anteil mit natürlicher Waldentwicklung auf 5 Prozent der Gesamtwaldfläche zu erhöhen, die Strategie zur biologischen Vielfalt der Bundesregierung fordert wegen der Vorbildwirkung 10 Prozent der Waldflächen in öffentlichem Eigentum.

Unterstützen Sie die Forderung, dass Naturentwicklungsgebiete im Wald ausgewiesen werden und dafür auch der Landesforstbetrieb weitere Flächen zur Verfügung stellt?

Unterstützen Sie auch die Forderung zur Ausweisung weiterer Landschaftsschutzgebiete? 


Seit mehr als drei Jahren soll die Bogendüne Renneberge und zwei Alteichen bei Werder (Havel)  unter Schutz gestellt werden. Mehrere Beschlüsse der Stadt Werder (Havel) und des Kreistages Potsdam-Mittelmark führten bisher nicht zu einer Unterschutzstellung. Seit 2012 läuft in Beelitz das Verfahren zur Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes „Wittbrietzener Feldflur“.

Würden Sie sich zeitnah für diese Unterschutzstellungen  und auch für andere Unterschutzstellungen, die die  Natur bewahren  einsetzen oder sind Ihnen andere Belange wichtiger? 
3. Fragen zum Ausbau der Erneuerbaren Energien im Landkreis PM - insbesondere von Windkraftanlagen

Wie stehen Sie grundsätzlich zu Windkraftanlagen im Wald und  zu den Auswirkungen auf das Ökosystem Wald bzw. auf die Flora  und Fauna?

Haben Sie sich über die möglichen gesundheitlichen Auswirkungen von Windkraftanlagen bei zu geringen Abständen zur Wohnbebauung der betroffenen Anwohner informiert ? Welche Abstandsregelungen von Windkraftanlagen zur Wohnbebauung würden Sie im Landkreis Potsdam-Mittelmark durchsetzen?

Welchen Stellenwert räumen Sie der Erhöhung der Enegieeffizienz/Energieeinsprarung im Verhältnis zur Schaffung neuer Kapazitäten der Energieerzeugung ein?

Welche Position vertreten Sie zur Privilegierung im Außenbereich z. B. von Windkraftanlagen gem $ 35 BauGB?

Befürworten Sie eine Änderung bzw. Abschaffung des § 35 BauBG. Setzen Sie sich in diesem Zusammenhang persönlich für  eine Stärkung der kommunalen Planungshoheit ein?  

Die regionalen Planungsgemeinschaften beachten derzeit nicht die planungsrechtlichen Ziele der einzelnen Kommunen ( wie z.Bsp. die Stadt Werder (Havel) , die als staatlich anerkannter Erholungsort, den Wirtschaftsfaktor Tourismus weiter ausbauen möchte und daher das WEG 24 abgelehnt hat, bzw. die Stad Beelitz, die keine Windkraftanlagen in Wäldern zulassen möchte). 

Setzen Sie sich für eine Stärkung der Rechte der Kommunen in Bezug auf die Planungshoheit gegenüber der Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming ein?

4. Bürgerbeteiligung und Transparenz
Immer mehr Bürger beteiligen sich über Bürgerinitiativen oder direktdemokratische Verfahren wie Volksinitiativen oder Volksbegehren in die Gestaltung der Politik auf kommunaler wie auf Landesebene. Sie wollen ihre Lebensverhältnisse selbst mit gestalten. Planungsverfahren ermöglichen eine aktive Bürgerbeteiligung, die auch über die Umweltverbände wahrgenommen werden.

Welche Möglichkeiten sehen Sie, um die Einbeziehung von Bürgern in Planungsverfahren auf kommunaler wie auf Landesebene weiter zu verbessern? Setzen Sie sich für die Verbesserung direktdemokratischer Verfahren, insbesondere für die freie Unterschriftensammlung bei Volksbegehren ein? 
